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Subsidiarität und Selbstverantwortung
Individualisierungsstrategien und Risikokonzeptionen in den
Familienpolitiken der Bundesrepublik Deutschland und der USA
Wolfgang Walter
1. Einleitung
/. /. Rezente Entwicklungen der Familienpolitik
Seit 1980 haben sich die Famüienpoütiken der Bundesrepublik Deutschland
und der Vereinigten Staaten - trotz konservativer Regierungen in beiden Län¬
dern - entgegengesetzt entwickelt. (Bundes-)Deutsche Famüienpoütik ten¬
dierte zur finanzieUen Endastung der Famiüe und zum finanzieUen Ausgleich
von Betreuungsleistungen; Erziehungsgeld und Kindererziehungszeiten in
der Rentenversicherung, Steuerpoütik, Einschränkungen der Unterhalts¬
pflichten und die Pflegeversicherungweisen in diese Richtung. Amerikanische
Sozialpolitik hat dagegen materieUe Famüienlasten verstärkt, vor aUem durch
die umfassende und noch andauernde Umgestaltung der Sozialhüfe für Al¬
leinerziehende (Aid for Famüies with Dependent Chüdren, AFDC, oder:
»welfare«): Beitreibung von väterüchem Unterhalt, Leistungseinschränkun¬
gen, Reföderalisierung durch Ausnahmegenehmigungen und durch die Auf¬
hebung des nationalen Rechtsanspruchs, Erhöhung der Quaüfizierungs- und
Arbeitsanforderungen.
Risiken für Famiüen werden in den USA auf individueües Fehlverhalten zu¬
rückgeführt; die Geseüschaft wird durch Vaterlosigkeit, mangelnde Erzie¬
hungsanstrengungen oder die Weigerung zur Erwerbsarbeit geschädigt. In der
Bundesrepublik wird das famiüale Risiko als Gefahr materieüer oder persön-
ücher Überforderung gesehen, die sich aus Verpflichtungen zur elterüchen
Sorge, Unterhaltsgewährung und zu persönücher Hüfesteüung ergeben. In
dieser Konzeption trifft das Risiko Famüienmitgüeder, die über ihre Lei¬
stungsfähigkeit belastet werden.
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Jedes der beiden Systeme entwickelt eine eigene Art der Individualisierung als
Antwort. In den USA bedeutet sie Förderung individueüer Selbstverantwor¬
tung vor aüem in ökonomischer Hinsicht; dies ist mit einem Rückzug des Staa¬
tes aus der finanzieUen Unterstützung verbunden - Zurechnung des Risikos auf
das Individuum. In Deutschland impüziert Individuaüsierung die Endastung
und Subventionierung von famüialer Verantwortung und damit ein stärkeres
Engagement des Staates im Sinne des Subsidiaritätsprinzips — Freistellung des
Individuums von familiären Anforderungen. Die Risikokonzeptionen »Verantwor¬
tungslosigkeit« vs. »Überforderung« sind komplementär zu den Individuaüsie-
rungsstrategien »Selbstverantwortung« vs. »Lastenausgleich«.
Meine These ist, daß sich diese famüienpoütischen Strategiewahlen durch
das Zusammenwirken der Selektivität poütischer Institutionen und der Krea¬
tivität öffentlicher Inszenierung erklären lassen. Sozialpoütische Programme
sind erstens — durch ihre »Pfadabhängigkeit« - Ergebnis poütischer Institutio-
naüsierungen, die ein spezifisches Repertoire sozialpoütischer Lösungen re¬
produzieren. Sie sind zweitens Ergebnis der Produktivität von Diskursen, in de¬
nen öffentliche Akteure um die Deutung von Famiüe als kultureües Objekt
konkurrieren und soziale Probleme konstruieren.
1.2 Familienpolitik in vergleichender Perspektive
Der Forschungsstand teüt sich demgemäß in die vergleichende Sozialpoütik-
analyse und die Analyse von Famüiendiskursen. Im ersten Bereich konzen¬
triert sich der Forschungsstand auf arbeitsmarktbezogene Sicherungssysteme;
soweit hier institutionentheoretische Paradigmen formuüert wurden, sind sie
auf famiüenbezogene Poütiken im Sinn der oben formuüerten These anzu¬
wenden. Der »state-centred approach« (Skocpol/Ikenberry 1983) konzentriert
sich auf institutioneUe Bedingungen der Sozialpoütikentwicklung; die frühe De¬
mokratisierung und die Patronageparteien haben die Sozialpohtikentwicklung
in den USA geschwächt und fragmentiert, während sich umfassende Sozial¬
versicherungen in autoritär-bürokratischen Sozialstaaten wie dem Deutschen
Reich entwickelten. Dagegen behandelt das Konzept kapitaüstischer Wohl¬
fahrtsstaatsregimes (Esping-Andersen 1990) schwerpunktmäßig die Folgen insti-
tutioneüer Arrangements von Markt, Staat und Famiüen; hier und noch stär¬
ker in derfeministischen Sozialpolitikanalyse (Ostner 1995) wird gezeigt, daß die
konservativ-ständischen Wohlfahrtsstaaten Kontinentaleuropas die moderne
Kernfamiüe des Ernährer-Hausfrau-Typus stabüisieren halfen, während die ü-
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beralen Wohlfahrtsstaaten des angelsächsischen Typus Frauen in stärkerer
Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt hielten.
In der vergleichenden Familienpolitikanalyse werden demgegenüber die Bedingun¬
gen der Poütikentwicklung auf konkrete, historische Einflüsse zurückgeführt.
Das Fehlen expliziter Famüienpoütik in den USA wird entweder in historisch
kontingenten Entscheidungen der Gesetzgebung (Kamerman/Kahn 1978)
oder in einer grundlegenden kultureüen Kontroversaütät begründet gesehen
(Steiner 1981); für Deutschland wird die angebüche Randständigkeit der Fa¬
müienpoütik mit dem Fehlen einer wirksamen sozialen Bewegung (Kaufmann
1993) erklärt. Hinsichtlich der Ausgestaltung und Folgen hegen Versuche vor,
die oben genannten typologischen Zuordnungen in modifizierter und diffe¬
renzierter Form anzuwenden (Kaufmann 1993).
Die Untersuchung von Famüiendiskursen hat sich i.w. auf den geseüschaft¬
üch vorherrschenden Famüien^^" konzentriert, der in den USA als plural¬
differenziert und in Deutschland als zentral-homogenisiert analysiert wurde;
währenddessen sind famüienpoütische Argumentationen kaum erforscht wor¬
den. Die ethnomethodologischenAnsätze (Gubrium/Holstein 1990) haben gezeigt,
daß »Famiüe« in den USA als kultureües Objekt eine kommunikative Ressour¬
ce darsteüt, die je nach sozialer Situation und organisatorischem Kontext
flexibel verwandt wird. Auch äse.feministische Forschung hat den Aushandlungs¬
charakter betont und die moderne Kernfamüie als eine nostalgische Kon¬
struktion zu entlarven versucht (Skolnick 1993; Coontz 1992). Dies mündet
in eine Kritik der Kategorie der »modernen Famiüe«, in der Dekonstruktivis-
mus und Feminismus zu einem polemischen Postmodernismus verschmelzen
(Stacey 1990).
Für Deutschland wurde nach 1968 das überkommene Famüienleitbüd kri¬
tisiert und auf die Hegeische Staatsphüosophie (Drescher/Fach 1985), den in¬
stitutioneUen Ansatz des Bürgerüchen Gesetzbuchs (Sachße/Tennstedt 1982)
oder den Einfluß des Katholizismus (Joosten 1990) zurückgeführt. Die
Hauptkritik-Achse bezog sich auf die Paradoxie einer öffentlich regulierten priva¬
ten Institution. In der akademischen Behandlung wurden vorrangig die Wis¬
sensbestände famüienpoütischer Akteure (Herzer 1988) oder die Famüienrhe-
torik (Lüscher/Wehrspaun/Lange 1989) gesichtet, um den Famüienbegriffals
Grundlage jeder Famüienpoütik nachzuweisen und aufzudecken (Lüscher/
Schultheis 1988: 235). Obwohl von prominenten Autoren gefordert (Kauf¬
mann 1990: 156) und trotz konzeptueüer Vorarbeiten (Herlth/Kaufmann
1982; Wingen 1981; Herzer 1988) büeb die Untersuchung des famüienpoüti-
schen Zielsystems unausgearbeitet. In dem Maße jedoch, indem sich Famüi¬
enpoütik weniger an einem struktureüen Ideal, der Kernfamüie, orientierte,
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sondern als eine komplexe Querschnittsaufgabe verstand, die funktionale
Probleme von Famiüe lösen soüte (Walter 1995), führte die Suche nach dem
Famüienbegriff in die Sackgasse.
Aus dieser Darsteüung lassen sich für die Erklärung der Famüienpoütikent-
wicklung seit 1980 und ihrer Folgen drei Desiderata ableiten, die gleicherma¬
ßen Aspekte aus den vorhandenen Ansätzen aufgreifen und weiterentwickeln.
Erstens ist die spezifische wohlfahrtsstaadiche Konstruktion der Famiüe der
beiden Länder aus einer institutioneUen Analyse zu rekonstruieren. Zweitens
ist die Organisation der öffendichen Akteure im Feld des Famüiendiskurses
und ihre famüienpoütische Rhetorik zu untersuchen. Drittens sind aus dieser
doppelten, pohtischen wie kommunikativen, Konstruktion die rezenten Fami-
üenpoütikentwicklungen zu erklären.
2. USA: Selbstverantwortung und Arbeitsbereitschaft
2.1 Fragmentierte Politik und Unsicherheit der Febenschancen
Risikokonzeptionen und Individualisierungsstrategien ergeben sich instimtio-
neü aus der Charakteristik der pohtischen Entscheidungsfindung (Skocpol/
Ikenberry 1983; Orloff 1988), dem Wohlfahrtsstaatsregime (Esping-Ander¬
sen 1990) und dem Famüienpoütikrepertoire.
Durch die frühe Entwicklung der Massendemokratie in Form von Patrona-
geparteien in den USA hat sich Wohlfahrtsstaatsentwicklung küenteüstisch
orientiert. Die Regionaüsierung der pohtischen Interessenvertretung er¬
schwerte die Bündelung der Interessen geseüschaftücher Großgruppen (Klas¬
sen, Rassen) und ist sowohl Ursache als auch Folge des relativen Kompetenz¬
überschusses der Einzelstaaten gegenüber dem Bundesstaat. Bürokratische
Entwicklung folgte der demokratischen und ordnete sich ihr unter, was sich
in nach Patronagegesichtspunkten besetzten Sonderbürokratien zeigte. Dies
hat ein fragmentiertes Sozialpoütikrepertoire hervorgebracht.
Die Sozialpolitiken folgen dem Muster des liberalen Wohlfahrtsstaatsregimes.
Sie richten eine minimale Sicherung gegen Armut ein, zielen auf die Förde¬
rung der Arbeitsbereitschaft und weisen
- wie die Renten- und Arbeitslosen¬
versicherung des Social Security Act von 1935 — nur eine geringe entkommo-
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difizierende Wirkung auf, d.h. machen den einzelnen nur wenig von der
Subsistenzsicherung durch Erwerbsarbeit unabhängig. Die Verfügbarkeit an¬
derer Sicherungen (z.B. gegen Krankheit oder zusätzüche Rentenversiche¬
rung) ist zudem vom konkreten Beschäftigungsverhältnis abhängig.
Die amerikanische Famüienpoütik entspricht diesen Grundzügen. Sie
fäüt - wie das Ehe- und Famüienrecht - unter die Gesetzgebung der Einzel¬
staaten. Famüienlastenausgleich als Grundsicherung existiert nicht, Leistun¬
gen wie Mutterschafts- oder Erziehungsurlaub werden von einigen Arbeitge¬
bern gewährt, und die Organisation der Kinderbetreuung ist weitgehend
Privatsache oder die Angelegenheit lokaler Zusammenschlüsse (Kamerman/
Kahn 1978). Armutsmüderung wurde vor aüem durch AFDC betrieben;
nicht-arbeitende aUeinerziehende Mütter (und in einigen Staaten arbeitslose
Famiüen) hatten bis 1996 Anrecht auf eine regelmäßige Unterstützung, deren
Höhe und Ausgestaltung von Staat zu Staat stark variierte, sowie auf Essens¬
marken, Kranken- und Wohnungsversorgung. Historisch hat sich AFDC aus
einer Ermächtigung des Social Security Act entwickelt, die sich ursprüngüch
an Witwen richtete, aber schrittweise auch auf größere Kreise unverheirateter
Mütter ausgedehnt wurde, wobei in der Expansionsphase von 1965 bis 1975
die Ausdehnung der Zugangskriterien durch Gerichte und Einzelstaaten und
die Mobüisierung der Berechtigten entscheidend waren (Patterson 1994:179).
Für die Mittelklasse läßt sich eine starke Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt
und seinen Risiken konstatieren (Esping-Andersen 1990); Sicherungen und
Leistungen sind abhängig von der Gesetzgebung der Einzelstaaten, den Ge¬
richten, den Leistungen des Arbeitgebers, den konkreten Bedingungen des
Arbeitsvertrags. Für die Arbeiterklasse existiert diese Abhängigkeit tendenzieU
in gleichem Maße, wobei steuerrechtliche und sozialpoütische Transfers einen
Teü ihres Armutsrisikos mindern. Die nicht-arbeitenden Armen teüen sich in
die aüeinerziehenden Mütter auf der einen Seite, für die AFDC und andere
Programme eine minimale Armutsversorgung bereitsteüen, und die große
Masse der anderen Armen, die i.w. von privater Wohltätigkeit abhängen. Diese
Verteüung von Risiken auf soziale Klassen durch die wohlfahrtsstaadiche In-
stitutionaüsierung erzeugt eine Diskrepanz zwischen den weitgehend frag¬
mentierten Sicherungen für die Mehrheit und der dauerhaften, wenn auch ge¬
ringfügigen Unterstützung für Einelternfamüien. Diese Konsteüation, die
Verfestigung und Ausdehnung des AFDC-Programms einerseits, die wach¬
sende ökonomische Unsicherheit der Mittelklasse andererseits, führte zur Fi¬
gur der »undeserving poor« (Katz 1989), gegen die Strategien der Durchset¬
zung von Selbstverantwortung und Subsistenzsicherung durch Erwerbsarbeit
in Anschlag gebracht wurden.
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2.2 Tugendverlust alsfamiliales Problem
Das Anwachsen der AFDC-Empfängerinnen und das Scheitern von Geset¬
zesinitiativen zur Famiüenpoütik (Skolnick 1993: 131f.) trugen zur konserva¬
tiven Wende bei (Steiner 1981; Working Group 1986). Träger dieser Agenda
waren Moralunternehmer, privat finanzierte Organisationen und Einzelakteure
aufeinem öffendichen Markt der Deutungsangebote, die ihre Ressourcen und
rhetorischen Strategien in einen moralisierenden Diskurs um »Famiüe« als kul-
tureüem Wert investieren. Seit 1980 hat sich aufgrund der Ressourcenstruktur
der Ideenträger und der Wahlverwandschaften zwischen ihren Problemdeu¬
tungen ein stabües Feld mit einem Übergewicht zugunsten des Selbstverant¬
wortungsethos gebüdet.
Für die USA lassen sich vier Organisationsbereiche unterscheiden. Die
christliche Rechte, d.h. Organisationen wie die Moral Majority von Jerry FalweU
oder die Christian Coaütion von Pat Robertson und Ralph Reed haben durch
ihre Opposition gegen Abtreibung und gegen aüe Formen nicht-ehelicher Se¬
xualität das Famüienthema unter Wertprämissen besetzt, medial verbreitet
und poütisch propagiert (Hunter 1991: 176ff; Hadden 1983).
Die zweite große Gruppe stehen »agenda-gesteuerte Forschungseinrichtungen«
(»agenda-driven think-tanks«) dar; auch hier überwiegt die konservative Fami-
üenproblematisierung, z.B. beim American Enterprise Institute, der Heritage
Foundation, dem Famüy Research Councü (Bauer 1996), Focus on the Famüy
und dem Institute for American Values (David Blankenhorn). Unter den so¬
genannten »Neuen Demokraten« haben sich z.B. das Communitarian Net¬
work um Amitai Etzioni und Wilüam Galston oder das Pubüc Poücy Institute
(als Teü der demokratischen Partei) gebüdet; auf der »linken« Seite findet sich
z.B. der Chüdren's Defense Fund von Marian Wright Edelman.
Drittens existieren einzelne »Moralunternehmer« wie Charles Murray, der
mit »Losing Ground« (urspr. 1984) das Büd befestigt hat, daß das Wachstum
der Sozialpoütik die Probleme der Unterklasse förderte statt müderte, oder
Ken Auletta, dessen Buch »The Underclass« (1982) diese Schicht als patholo¬
gisches Konglomerat von Drogenabhängigen, Krimineüen, »Fürsorgemüt¬
tern« und Schulabbrechern, die sich vor aüem aus den Kindern von AUeiner¬
ziehenden rekrutieren, porträtierte.
Schüeßüch gibt es viertens akademische Einrichtungen und Wissenschaftler in
Universitäten und Forschungsinstituten, die ein inhaldich und organisatorisch
relativ heterogen strukturiertes Segment büden und teüweise über personeüe
Verflechtungen und Forschungsaufträge mit der Administration verbunden
sind.
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Inhaldich ergeben sich hieraus vier Hauptrichtungen: einefundamental-christ¬
liche (Falweü 1992), für die traditioneüe Famüienwerte den Kern religiöser
Ethik büden, eine neokonservativ-marktwirtschaftliche (Murray 1994,1988), die der
Famiüe die Aufgabe der Vermitdung von Arbeitsethik zuweist, und eine neoli¬
beral-zentristische (Etzioni 1993: Kap. 2; Galston 1991), die Famiüe als Ort der
Vermitdung staatsbürgerhcher Verantwortung konzipiert, sowie eine hete¬
rogene Sammlung klassisch-überaler Ansichten, die von einer stärkeren
Betonung wirtschaftlicher Chancengleichheit als notwendiger Bedingung für
gelingendes Famiüenleben (Wüson 1987) über postmodernistische Dekon-
struktion der Famiüe durch den feministischen Diskurs (Stacey 1993) bis zu
Forderungen nach radikaler Anerkennung der Gleichwertigkeit aüer Lebens¬
stile reichen. Zwischen den ersten drei Richtungen hat sich ein loser Konsens
entwickelt, der sich auf die umfassende moraüsche Bedeutung der Kernfami¬
lie bezieht. Nimmt ein Elternteü, in der Regel der Vater, seine Verantwortung
nicht wahr, ergeben sich - in dieser Sicht - notwendig Defizite in der morali¬
schen Reifung der Heranwachsenden aufgrund des Fehlens der Autoritätsrol¬
le. Als Folge werden diese Kinder und Jugendüchen anfälliger für krimineUes
Verhalten, Schulversagen, Drogen und andere Formen »abweichenden« Ver¬
haltens. Aus entwicklungspsychologischen Analysen leiten die Vertreter der
Famüienwerte ab, daß unabhängig von anderen sozialen Kriterien wie
Einkommen, Schicht oder ethnischer Zugehörigkeit Kinder aus »nicht-tradi-
tioneüen Famiüen«, die nicht dauerhaft mit ihren biologischen Eltern zusam¬
menleben, mehr soziale Pathologien aufweisen als die aus »intakten Kernfa-
müien«. Damit wird »IUegitimität« oder »Vaterlosigkeit« zum Problemverursa-
cher Nr. 1 in der amerikanischen Geseüschaft (Blankenhorn 1995; Popenoe
1996).
2.3 »Welfare Reform«
Das Zusammenwirken von institutioneUen Bedingungen und diskursiver Dy¬
namik läßt sich anhand der »welfare reform« von 1996 studieren. InstitutioneU
haben sich die Machtbalancen mit Reagans »New Federaüsm« zunehmend zu¬
gunsten der Einzelstaaten verschoben. Poütikinnovation wurde spätestens seit
1988 durch die Übergabe von Gestaltungskompetenzen in die Einzelstaaten
auf dem Weg der Ausnahmegenehmigungen (»waivers«) betrieben, die der So¬
cial Security Act für Demonstrationsprojekte vorsieht. 1996 hatten ca. 40 der
50 US-Staaten einen oder mehrere »waivers«. Dieses Prinzip der Dezentraü¬
sierung und der regionalen Diversifizierung von Sozialpoütik wird mit dem
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Reformgesetz von 1996 festgeschrieben, da der Rechtsanspruch auf AFDC
zugunsten eines Subventionsprogramms für PoÜtiken der Einzelstaaten ent¬
fahr, die im Rahmen aügemeiner Richtlinien ihre eigenen Regelungen und Be¬
hörden für Sozialhüfe, Essensmarken und Krankenversorgung einrichten
können. Der historische Zusammenhang aus fragmentierter Poütik, schwa¬
chen Rechtsansprüchen und geringer bürokratischer Kontinuität als Charak¬
teristikum wohlfahrtsstaadicher Institutionaüsierung der USA wird hierdurch
reproduziert.
Gleichzeitig waren die Reformbemühungen von einer massiven Kampagne
im Bereich der kultureüen Repräsentation und der Problemdefinition beglei¬
tet, in denen die agenda-gesteuerten Forschungsinstitute und die christliche
Rechte führend waren. Sie zielten auf die Öffendichkeit und den seit 1994 re¬
publikanisch dominierten Kongresses. Einrichtungen wie die Heritage Foun¬
dation oder das Famüy Research Councü versorgten Mitgüeder des Kongreß
und deren Mitarbeiter mit standardisierten Argumentationshüfen für die ein¬
schlägigen Debatten und Anhörungen. Vorschläge wie das (nicht reaüsierte)
»famüy cap« (Kürzung der Sozialhüfe, wenn in der Bezugszeit ein weiteres
Kind geboren wird) oder die maximale Bezugsdauer (zwei bzw. fünf Jahre)
und der Zwang zur Arbeitsaufnahme waren Ausdruck der moraüsch-poüti-
schen Agenda. Dies beruht aufdem Konzept der »Fürsorgeabhängigkeit«, auf
populären Büdern (»welfare queens«), aufForderungen nach »tough love« und
ähnüchen rhetorischen Figuren, die die Notwendigkeit stärkerer Selbstverant¬
wortung begründen soüen. Im Vergleich mit dem Famüy Support Act von
1988 läßt sich auch die seit dieser Zeit gewachsene Bedeutung der agenda-ge¬
steuerten Forschungsinstitute studieren, die eine stärkere Ideologisierung mit
sich brachte.
Die Folgen dieser Poütik lassen sich in denjenigen Staaten nachzeichnen,
die bereits seit einiger Zeit mit strikteren Regelungen Tausende AUeinerzie-
hende aus dem AFDC-Bezug drängen, z.B. Wisconsin, Michigan oder New
York. Da sich eine hohe AFDC-Dichte in städtischen Zentren mit hoher Ar¬
beitslosigkeit findet, sind die meisten Mütter, die aus dem Bezug ausschieden,
nicht erwerbstätig geworden, sondern schüchtweg verschwunden. Ihre Exklu¬
sion geht sogar über die sozialpoütische Dimension hinaus, da angesichts des
Fehlens wissenschaftlicher Begleitung der staatlichen Experimente schücht¬
weg unbekannt ist, wie die AUeinerziehenden ihre Subsistenz sichern.
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3. Deutschland: Familienlast und Subsidiarität
3.1 Bürokratische Politik und Statussicherung
Die institutioneüe Konstruktion familialen Risikos beruht auf dem Vorrang
bürokratischer Regulation, aus dem statussichernden Wohlfahrtsstaat und der
institutsbezogenen Famüienpoütik.
Die historisch frühe Einführung der Sozialversicherung für breite Bevölke¬
rungsschichten durch die Bismarckschen Reformen ergab sich aus den Inten¬
tionen des autoritären Staats, Partizipationsansprüche und Reformforderun¬
gen der Arbeiterklasse abzuwehren (Alber 1986). Der Modus der Regulation
war bürokratischer Natur und soüte den Demokratisierungsprozeß aufhalten.
Eine der Implikationen bestand darin, daß Sozialpoütik ein zusammenhän¬
gendes System von Rechtsansprüchen wurde.
Damit hängt die Gestalt des Wohlfahrtsstaatsregimes zusammen. Entspre¬
chend der Kosmologie des autoritären Staates wurden Rechtsansprüche nach
quasi-ständischen Prinzipien auf die unterschiedüchen Klassen und Arbeit¬
nehmerkategorien verteüt. Es entstand ein differenziertes System der Status¬
sicherung (Esping-Andersen 1990), dessen reinste Stufe die Versorgung der
Beamten war und das sich an der Differenzierung der Sozialversicherung oder
am horizontalen Lastenausgleich von Famiüen vs. Nicht-Famiüen in einer
Schicht ablesen läßt. Ein zentraler Mechanismus dieser quasi-ständischen Zu¬
teüung von Lebenschancen ist das Unterhaltsrecht in seiner Verschränkung
mit sozialrechtüchen Instrumenten (Ruland 1973; Walter 1997). Der Rechts¬
anspruch aufangemessenen Unterhalt ist ein Mittel der Sicherung des famiüal
erworbenen Status, der zusammen mit sozialrechtüchen Regelungen, also
Lohnersatzleistungen, Sozialhüfe und famüienpoütischen Transfers, ein Para¬
digma dieses sozialpoütischen Modeüs darsteüt.
Ergänzend zur Zentraütät der Famüienförderungim Sozialstaat kommt die
weltanschauüche Deutung von Ehe und Famiüe als überindividueüe Subjekte
hinzu, die seit Hegel als Garanten sittlicher Lebensführung gelten. Dieses »in¬
stitutioneüe« ModeU, das über von Savigny in das Bürgerüche Gesetzbuch und
über kathoüsche Kreise in das Grundgesetz Eingang fand (Dörner 1974;
Sachße/Tennstedt 1982; Joosten 1990), wurde zur zentralen historischen
Legitimation der Famüienförderung (»famüiemnstitutioneUe« Motivierung:
Herlth/Kaufmann 1982).
Das konservative Wohlfahrtsstaatsregime impliziert eine durchgängige In¬
klusion aüer Klassen in das famüienpoütische Leistungssystem; je nach Be-
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schäftigtenkategorie begründen sich per Rechtsanspruch differenzierte aber
gleichartige Transfers. Dadurch entsteht - vor aüem in der Mittelklasse - ein
Interesse an der Aufrechterhaltung dieser Einkommensbestandteüe; sie wer¬
den geseüschaftüch als Teü eines Risikoausgleichs verstanden, der neben dem
arbeitsbezogenen, sozialversicherungsrechtüchen Regelkreis einen zweiten fa-
müienbezogenen Regelkreis einrichtet, dessen Gerechtigkeit nach dem Ver¬
hältnis von materieUen Anforderungen der Famiüe und staatlichen Aus¬
gleichszahlungen beurteüt wird.
3.2 Leistungsgrenzen als Problem der Familie
Der deutsche Famüiendiskurs steüte sich von einer Phase weltanschaulicher
Differenzen in den 50er Jahren, die von Gegnern und Befürwortern der
Gleichberechtigung hervorgerufen wurden, auf eine Selbstbeschreibung als
»rationale« Famüienpoütik um, die maßgebüch von der Famiüenberichterstat-
tung beeinflußt wurde (Walter 1995). Definitionsfragen der Famiüe werden
ebenso ausgeklammert bzw. unterdramatisiert wie moraüsche Fragen der rich¬
tigen Lebensführung. Statt dessen entwickelt sich eine poütische Agenda um
die Frage der Leistungsmöghchkeiten und Leistungsgrenzen von Famiüe; Fa¬
miüe wird als ausdifferenziertes »System« gesehen, das Leistungen für die Ge¬
seUschaft erbringt. Träger dieses Diskurses sind Experten (Walter 1994), die in¬
nerhalb eines institutionahsierten Systems der Wissensvermittlung Leistungen
für speziaüsierte Agenturen der Ministerialbürokratie erbringen.
Im wesendichen lassen sich vier Themenkreise erkennen. Bevölkerungspoli¬
tisch geht es um die Zusammenhänge von sinkender Geburtenrate mit der stei¬
genden Erwerbsbeteüigung von Frauen und die pohtischen Folgerungen für
erwerbsfördernde oder -behindernde Politiken. Weder die Anklänge an NS-
oder DDR-Poütiken, noch die Skepsis in der Fachwelt hinsichtlich der be¬
völkerungspolitischen Wirksamkeit famiüenpoütischer Maßnahmen (Höhn/
SchubneU 1986) haben das Thema zum Verstummen gebracht, das in unter-
schiedüchen Rahmungen präsentiert wird: mal als Gefahr des »Aussterbens«
(Heck 1988), mal als »Überalterung« der Bevölkerung. Der ökonomische Diskurs
beschäftigt sich mit der materieUen Belastung von Famiüen; hier werden un¬
terschiedliche ModeUe des Familienlastenausgleichs und seiner effektiven
Ausgestaltung diskutiert, z.B. hinsichdich des Ehegattensplittings (Kasseüa/
Spahn 1991) oder des sogenannten dualen Systems aus Kindergeld und -frei-
beträgen (Wüleke/Onken 1990). Ein dritter Diskurs befaßt sich mit der Kin¬
der- und Familienfeindlichkeit unserer Geseüschaft. Über ökonomische Benach-
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teiügungen von Famiüen hinaus werden hier umfassende Disparitäten be¬
hauptet (»Innenweltzerstörung«: Borchert 1989; »struktureUe Rücksichtslosig¬
keit«: Kaufmann 1990/1995). In dem vierten Diskurs geht es um die
Bedeutung neuer Lebensformen hinsichtlich eines weiteren Modernisierungs¬
schubs, z.B. in Richtung Individualisierung (Beck 1986).
Zwischen den ersten drei Richtungen haben sich thematische und perso-
neüe Verbindungen hergesteüt, die die poütische Agenda konstituieren: Un¬
terstützung der Leistungsfähigkeit der Famiüe. Zentral bedeutsam ist hierbei
die staatlich autorisierte Expertenschaft, die mittels solcher Instrumente wie
der Farniüenberichterstattung, dem Wissenschafdichen Beirat beim Famiüen-
ministerium oder großen regierungsseitig finanzierten Forschungsvorhaben
vernetzt ist. In diesem Rahmen wurden die einzelnen Themenbereiche auch
zusammengeführt und der Kern einer pohtischen Agenda entwickelt, der sich
auf eine Kombination der angeführten Argumente stützt.
Kaufmanns (1990/1995) Konzept der »struktureUen Rücksichtslosigkeit«
der Geseüschaft gegenüber der Famiüe interpretiert ökonomische Benachtei¬
ligungen und andere Tendenzen der Kinder- und Famüienfeindüchkeit in ei¬
nem differenzierungstheoretischen Rahmen. Die Famiüe wird als ein ausdif¬
ferenziertes Handlungssystem gesehen, das Leistungen für andere Bereiche
erbringt, z.B. Kinder sozialisiert oder alte Menschen betreut. Die anderen Sy¬
steme jedoch wie etwa die Wirtschaft mit ihrer Arbeitszeitordnung oder die
(Kinderlosigkeit prämierende) Sozialpoütik gehen in der Verfolgung ihrer
jeweiügen Eigenlogik über die Bedürfhisse der Famiüe hinweg. Prozesse des
famifialen Wandels werden in dieser Perspektive nicht geleugnet, aber anders
interpretiert als in der Individuaüsierungstheorie. Ausgangspunkt ist die Über¬
legung, daß die Differenzierung der Lebensformen weniger im Bereich der
Famiüen, also der Haushalte mit Kindern, erfolgt als in den Nicht-Famüien,
wozu AUeinlebende, kinderlose Paare und andere Mehrpersonenhaushalte
ohne Kinder zählen. Die Lebensbedingungen dieser beiden Gruppen driften
weiter auseinander, was eine Folge der relativen Benachteüigung von Famiüen
ist. »StruktureUe Rücksichtslosigkeit« zwischen den geseüschaftüchen Teüsy-
stemen führt zu einer sozialstruktureUen »Polarisierung« zwischen einem rela¬
tiv homogenen famiüalen und einem pluralen nicht-famüialen Sektor (Stroh¬
meier 1993).
Die Begründung für Transfers an Famiüen wird ökonomisch untermauert
durch das Konzept des Humanvermögens (Krüsselberg 1994), das aüe geseü¬
schaftüch nützlichen Eigenschaften bezeichnet, bei deren Büdung Famiüe
eine herausragende RoUe zugeschrieben wird. Famiüentätigkeit ist die private
Erzeugungvon geseüschaftüchem Humanvermögen (berechenbar in den Op-
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portunitätskosten der Erwerbsunterbrechung von Müttern und der Kosten
des Arbeitsaufwands aus Zeitbudgetuntersuchungen), was unzureichend aus¬
geglichen sei (5. FB 1994).
3.3 Familienlastenausgleich
Beispielhaft läßt sich das Zusammenwirken von institutioneUen Bedingungen
und diskursiver Dynamik an der Entwicklung des sog. »Famiüenlastenaus-
gleichs« studieren. 1982 wurde das »duale System« aus Kindergeld und -frei-
beträgen wieder eingeführt. Gleichzeitig wurden Freibeträge gekürzt und Zu¬
satzregelungen gestrichen, so daß die nachfolgenden Erhöhungen erst 1990
wieder den Stand von 1982 erreichten; das scheint den Befund der ökonomi¬
schen Theorie der Poütik, daß famüienpoütische Interessen nicht organisati¬
ons- und konfliktfähig sind, zu bestätigen (Münch 1990: 77-81,182-184).
Wesentüche Impulse gingen jedoch von Entscheidungen des Bundesver¬
fassungsgerichts aus (BVerfGE 82,60 v. 29.05.90, 82,198 v. 12.06.90, 87,1 v.
07.07.92), die die Einhaltung des steuerrechtüchen Grundsatzes der Steuer¬
freiheit des Existenzminimums für Erwachsene und Kinder anmahnten und
die Benachteiügung von Frauen im Rentenrecht kritisierten. Dies führte zu
mehreren steuerrechtüchen Änderungen und zum Ausbau von Kindererzie¬
hungszeiten im Rentenrecht. Ein ursprünglich »famiüenferner« Rechtsan¬
spruch gewann so im Zusammenhang mit Institutsgarantie, Gleichheits¬
grundsatz und Sozialstaatsprinzip zentrale Bedeutung für die Weiterentwick¬
lung des famüienpoütischen Instrumentariums.
Die oben beschriebenen Diskursformen versuchen in strategischer Weise
vorherrschende Argumentationsstüe poütischer Akteure, die als ökonomisch
orientiert wahrgenommen werden, mit den Begriffen des Humanvermögens
und der Leistungen der Famiüen zu treffen. Die in diesem Zusammenhang
geprägte und von der Bundesregierung übernommene Formel des »Famiüen-
/ö>&»g.rausgleichs« drückt diese Famiüenpoütikstrategie treffend aus. Die Aus¬
einandersetzungen um die Erhöhung der Transfers in den 90er Jahren zeigen
jedoch, wo die institutioneüe Grenze dieser Bemühungen üegt, nämüch Vor¬
nehmheit in der schwachen SteUung des Bundesfamiüenministeriums gegen¬
über anderen Ressorts, insbesondere gegenüber dem Finanzministerium. Ins¬
gesamt steüt der Zwang zur Akkordierung (zwischen Ministerien und
zwischen Bundestags- und Bundesratsmehrheit) eher ein hemmendes Mo¬
ment dar. Dies wird weniger durch eine gezielte Poütik der famüienpoütischen
Programmpartei (CDU), als durch die Systematik und die Hierarchie rechtli¬
cher Normen und Verfahren ausgegüchen, die Famüienförderung trotz man-
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gelnder Organisations- und Konfliktfähigkeit famiüenpoütischer Interessen
dynamisieren.
Auswirkungen auf die famiüale Lebensführung ergeben sich vor aUem im
Hinbück auf die Lebenschancen von Frauen. Im Sinne des Subsidiaritätsprin-
zips impliziert ein stärkeres finanzieües Engagement des Staates (reziprok ge¬
dacht) stärkere Anstrengungen der Famiüe. Dieser Zusammenhang, der im
Erziehungsgeld/-urlaub und in der Pflegeversicherung manifest ist und durch
die Erhöhung der aUgemeüien Transfers zumindest über die Veränderung der
Opportunitätskosten der Erwerbsunterbrechung wirkt, wird vermutlich in ei¬
ner weiteren Verminderung weibücher Erwerbsbeteiügung und einer Stär¬
kung der poütisch vermittelten Ehemann-Abhängigkeit in der Kernfamüie re¬
sultieren.
4. Differenzierung und Integration durch Sozialpoütik
Institutioneüe Konstruktion und öffentlicher Diskurs sind in beiden Ländern
eng miteinander verschränkt; daher läßt sich eine weitere Pfadabhängigkeit der so¬
zialpolitischen Entwicklung prognostizieren. Die USA werden demnach ihr sozi¬
alpolitisches Instrumentarium weiter fragmentieren und abbauen, während in
der Bundesrepublik famiüenpohtische Rechtsansprüche verfestigt und ausge¬
baut werden. Ökonomische Selbstverantwortung und subsidiäre Verantwor-
tungsteüung dürften die jeweüs dominierenden Individividuaüsierungsstrate-
gien bleiben.
Gegenbeispiele gegen diese These üeßen sich jedoch auch finden - sie sind
jedoch uneindeutig. Z.B. enthält der »Contract with America« den Vorschlag
christücher Gruppen, mit einem Steuerfreibetragvon 500 DoUar pro Kind die
Mittelklasse zu endasten. Die Eüiführung eines solchen »systemfremden«
Elements könnte einen Einstieg in einen Famiüenlastenausgleich nach euro¬
päischem Muster darsteüen, büebe als Einzelmaßnahme angesichts der gerin¬
geren Kohärenz des SoziaUeistungsüistrumentariums relativ bedeutungslos.
Auch in Deutschland lassen sich Gegentendenzen erkennen, aber das deut¬
sche Institutionensystem setzt dem Grenzen. Z.B. führten ein Abbau von
Lohnersatzleistungen, die Einführung eines Lohnabstandsgebots oder eine
Reduzierung der Alterssicherung aufgrund der Kombination mit dem Unter¬
haltsrecht zu Folgeproblemen; die materieüe Sicherung des Existenzmini¬
mums der Famiüe durch den Hauptverdiener würde unsicher oder der Unter¬
halt müßte wieder durch intergenerationeüe Transfers oder Sozialhüfe ergänzt
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werden. Wegen dieser institutioneUen Zusammenhänge ist es wahrscheinüch,
daß der sog. »Umbau des Sozialstaats«
-
qua verfestigter famüienpoütischer
Rechtsansprüche - seine Grenze in der Famüienorientierung der deutschen
Sozialpolitik finden wird.
Welche Folgen hat dies für die Integration der Geseüschaft? Dem Grund¬
gedanken des Wbhlfahrtsstaatsregimes (= institutioneUes Arrangement von
Markt, Staat und Famiüe) folgend, ergeben sich individueüe Lebenschancen
und geseüschaftüch erwartbare Integrationsleistungen des hier beschriebenen
sozialpolitischen Instrumentariums aus der Kombination unterschiedlicher
Verfahrensordnungen: der Institutionaüsierung erstens des Arbeitsmarkts
(VoUbeschäftigungspoütik u.a.), zweitens der sozialpoütischen Sicherungen
(Sozialversicherung u.a.) und drittens der familialen Lebensführung (Unter¬
haltsrecht, Famüienpoütik u.a.). Die dominierenden Theorietraditionen, die
sich des Zusammenhangs von Differenzierung und Integration widmen, be¬
haupten demgegenüber als universeüe Trends moderner GeseUschaften ent¬
weder systemtheoretisch eine quantitative Zunahme von Differenzierung,
insbesondere eine zunehmende Lösung des Individuums aus (traditionalen)
sozialen Bindungen, und damit einhergehend eine Umordnung der normativen
Integration der GeseUschaft (so in der Nachfolge von Parsons: Münch 1995)
oder konflikttheoretisch ein Auseinandertreten von Konsteüationen formal¬
rationaler Systeme einerseits und der Konfliktaustragung und Konsensbü-
dung sozial Handelnder andererseits (statt anderer: Lockwood 1969).
Bei der hier vertretenen Theorie steht jedoch das spezifische institutioneüe
Arrangement und seine kultureUe Deutung im Vordergrund. Sozialer Wandel
bezieht sich hier nicht auf Systeme oder Individuen, sondern auf Verfahrensord¬
nungen (Arbeitsmarkt, Sozialpoütik, Famiüe), die legitime Geltung beanspru¬
chen können (d.h. Institutionen), und die individueüe und famiüale Lebensfüh¬
rung reguüeren. Gegenüber dem Büd universeller Entwicklung wird die Spezifik
nationalstaatücher institutioneUer Arrangements und Deutungsordnungen
(»Kosmologien« nach Kaufmann) zum Gegenstand der Untersuchung. Diffe¬
renzierung und Integration voüzieht sich diesem Ansatz zufolge in den Bah¬
nen der nationalstaadichen kistitutioneUen Ordnungen, deren Beständigkeit
am Beispiel der wohlfahrtsstaatiichen Regulation der Famiüe studiert werden
kann. Trotz der beobachtbaren Globaüsierungstendenzen (z.B. in der Dimen¬
sion des Konflikts zwischen Kapital und Arbeit) verfestigen sich so im Prozeß
der Modernisierung nationale Unterschiede, weü sie sich im Einklang mit den
Traditionen der pohtischen Wülensbüdung, der sozialpoütischen Repertoires
und der darauf eingesteüten Erwartungen der poütisch relevanten Bevölke¬
rungsgruppen, insbesondere der Mittelklasse, befinden.
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